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Alte Ziele in neuem Gewand: „Security 

Partnership“ versus „Mobility Part-

nership“ 

 

An Europas Peripherie fanden im Jahr 

2010 und 2011 enorme Umbrüche statt, die 

auch Europa vor neue Herausforderungen 

stellen und letztendlich zu einem erneuten 

Aufflammen der Debatte über die Migrati-

onspolitik der Europäischen Union (EU) 

und einer neuen Ausgestaltung der Euro-

päischen Nachbarschaftspolitik (ENP) 

führten. Die nachfolgende Arbeit befasst 

sich damit, ob sich durch den Transforma-

tionsprozess in Tunesien die EU auf neue 

Handlungsweisen im Bereich der ENP-

Migrationspolitik einlässt. Dabei soll vor 

allem das Verhältnis zwischen Sicherheit 

und Migration geklärt werden. 

Ergebnis der Analyse ist, dass bis zum jet-

zigen Zeitpunkt keine wesentlichen Ände-

rungen in der Migrationspolitik der EU 

nachweisbar sind. Nach wie vor stellt die 

EU ihre sicherheitspolitischen Interessen 

in den Vordergrund und nützt ihre Unter-

stützung im Wiederaufbauprozess Tunesi-

ens und in anderen Ländern als Druckmit-

tel dafür.  

 

1. Einleitung 

 

1.1 Problemaufriss 

 

In den letzten zwei Jahren hat sich die poli-

tische Welt in unvorhersehbarer Art und 

Weise verändert. Die Selbstverbrennung 

des tunesischen Gemüsehändlers Moham-

med Bouazizi am 17.12.2010 führte zum 

Ausbruch einer massiven Protestwelle in 

Tunesien und schließlich in der gesamten 

arabischen Welt. Die Verzweiflungstat des 

jungen Mannes war für viele Tunesier das 

Zeichen, auf das sie gewartet hatten. Tau-

sende von Menschen strömten auf die 

Straße, um sich in Bouazisis Namen gegen 

das Regime Ben Alis aufzulehnen. Sie pro-

testierten gegen die extremen sozialen 

Missstände, die hohe Arbeitslosigkeit, die 

polizeiliche Willkür und für mehr Freiheit 

in ihrem Land. Letztendlich trieb der 

Volksaufstand den tunesischen Präsidenten 

Zine el-Abidine Ben Ali am 14.01.2011, 

nach 23 Regierungsjahren, aus dem Amt.  

Doch nicht nur die arabische Welt ist von 

den Umbrüchen betroffen; sie stellen auch 

Europa vor neue Herausforderungen. Auf-

grund des politischen Umbruchs in Tunesi-

en kam es innerhalb kurzer Zeit zu enor-

men Flüchtlingswellen. Insbesondere die 

italienische Mittelmeerinsel Lampedusa 

hatte mit einer stark erhöhten Zahl an 

Flüchtlingen zu kämpfen, was dazu führte, 

dass die italienische Regierung den Not-

stand erklärte. Diese Situation entfachte 

eine Debatte über die Ausgestaltung der 

Europäischen Nachbarschaftspolitik und 

einer gemeinsamen Migrationspolitik der 

EU. 

 

1.2 Forschungsinteresse und Fragestel-

lung 

 

Das Instrument der Europäischen Nachbar-

schaftspolitik unterstützt die EU in ihrem 

Bestreben, einen Raum der Freiheit, der 

Sicherheit und des Rechts in und um Euro-

pa aufzubauen. Dabei enthält beispielswei-

se der bilaterale Aktionsplan mit Tunesien 

viele verschiedene Ansätze, um diesen 

Raum zu garantieren. Auch Wanderungs-

bewegungen spielen zunehmend eine ent-

scheidende Rolle, da sie die Stabilität und 

somit die Sicherheit eines Landes gefähr-

den können, wenn sie unkontrolliert von-

stattengehen. Aufgrund dessen wurde eine 

verstärkte Zusammenarbeit mit dem Her-

kunfts- und Transitland Tunesien, vor al-

lem im Bereich der irregulären Migration, 

vereinbart. In den letzten zwei Jahrzehnten 

hat die EU deswegen auch mit dem autori-

tären tunesischen Regime zusammengear-

beitet, um ihre sicherheitspolitischen Inte-

ressen im Austausch gegen finanzielle Un-

terstützung zu gewährleisten. Dabei hat die 

EU entgegen ihrer grundlegenden Prinzi-

pien der Demokratie, gegen die Prinzipien 

der Rechtstaatlichkeit und gegen den 

Schutz der Menschenrechte gehandelt und 

immer wieder massive Verletzungen in 

diesen Bereichen in Kauf genommen. In-

folge der Umbrüche in Tunesien und der 
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damit einhergehenden Flüchtlingswelle 

nach Europa, geriet die Politik der EU ge-

genüber Tunesien jedoch immer mehr in 

die Kritik. Die Union bemühte sich darauf-

hin einen neuen Ansatz in der bilateralen 

Beziehung zu finden. Die vorliegende Ar-

beit befasst sich demzufolge mit der zent-

ralen Fragestellung: 

Welche Folgen hat der politische Trans-

formationsprozess Tunesiens in Bezug auf 

die Migrationspolitik der EU im Rahmen 

der Nachbarschaftspolitik? 

 

Folglich gilt es zu analyiseren, inwieweit 

sich durch die politischen Umbrüche in 

Tunesien neue Möglichkeiten der Koope-

ration für die EU mit ihrem südlichen 

Nachbarn ergeben und sich eine gleichwer-

tige Partnerschaft im Rahmen der ENP 

entwickeln kann. Durch die aktuellen Um-

brüche in Tunesien gilt es zu klären, ob 

und inwieweit die EU ihre grundlegenden 

Prinzipien der Demokratie, der Rechtstaat-

lichkeit und des Schutzes der Menschen-

rechte über ihre sicherheitspolitischen Inte-

ressen stellt. Die Arbeit will eine potentiel-

le Entwicklung erörtern, wie sich die Poli-

tik der ENP mit Tunesien ändern könnte. 

Der Schwerpunkt der Hausarbeit liegt auf 

der Untersuchung der ENP im Bereich der 

Migrationspolitik vor und nach der Revo-

lution in Tunesien und auf dem neuen An-

satz der ENP, der als unmittelbare Antwort 

auf die Veränderungen in der südlichen 

Nachbarschaft entwickelt wurde. 

 

1.3 Untersuchungsgang und Literatur-

bericht 

 

Die Arbeit ist in zwei Teilbereiche geglie-

dert. In einem ersten Schritt gilt es die Inte-

ressen der EU bezüglich der Demokra-

tieförderung an ihrer Peripherie zu be-

leuchten. Dabei wird vertieft auf die strate-

gischen Ziele der Migrationspolitik und der 

Europäischen Nachbarschaftspolitik einge-

gangen und die ENP mit dem vorrevoluti-

onären Tunesien dargestellt. Der zweite 

Teil der Arbeit befasst sich mit den Um-

brüchen in Tunesien und den daraus resul-

tierenden Folgen. Zunächst werden die 

Hintergründe der Revolution und deren 

Auswirkungen auf Tunesien und die EU 

beleuchtet. Neben dem Ansatz einer ver-

änderten Nachbarschaftspolitik soll auch 

das Konzept der Mobilitätspartnerschaft 

mit Tunesien aufgezeigt werden. Auf 

Grundlage der vorangegangenen Erkennt-

nisse wird abschließend ein Ausblick auf 

eine mögliche Veränderung hinsichtlich 

der nachbarschaftlichen Migrationspolitik 

gegeben. 

Die vorliegende Arbeit stützt sich einer-

seits auf Primärliteratur und andererseits 

auf die einschlägige Fachliteratur. Genauer 

Bezug genommen wird auf die Strategie-

papiere der EU, die ENP-Aktionspläne und 

Länderfortschrittsberichte, sowie auf die 

im Mai 2011 eingerichtete “EU-Tunesien 

Task Force“ und den neuen ENP-Ansatz. 

Wegen der Aktualität des Themas stützt 

sich die Analyse v. a. auf wissenschaftliche 

Kurzanalysen. 

 

1.4 Definitionen 

 

Der Begriff Transformation beschreibt 

Wandlungsprozesse des politischen, ge-

sellschaftlichen und ökonomischen Sys-

tems.
1
 Ein politischer Transformationspro-

zess besteht aus drei Phasen: Übergang 

von einer Regierungsform in eine andere 

(Transition), Austausch von grundlegenden 

Strukturen, Normen, Rechtsregeln und 

Personalkörpern (Transformation) und 

Normalisierung der erneuerten Ordnung 

(Posttransformation).
2
 Gemäß dieser Defi-

nition lässt sich feststellen, dass sich Tune-

                                                 
1 
Vgl. Proost, Simon / Winter, Sven: Die Erweite-

rungs- und Nachbarschaftspolitik der Europäischen 

Union. Das Ende des Ost –West-Konflikts und 

Probleme der MOE-Staaten, Münster o.J., S. 8 

(http://reinhardmeyers.uni-

muens-

ter.de/docs/Erw/Referat_Transformationsstaaten_M

OE.pdf, letzter Zugriff am 16.09.2012). 
2 
Vgl. Holtmann, Everhard / Bundeszentrale für 

politische Bildung (Hrsg.): Dossier: Lange Wege 

der Deutschen Einheit. Politischer Systemwechsel, 

Bonn 2010,  S. 2, 

(http://www.bpb.de/geschichte/deutsche-

einheit/lange-wege-der-deutschen-

einheit/47082/politischer-systemwechsel, letzter 

Zugriff am 16.09.2012). 
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sien in einer Zwischenphase von Transition 

und Transformation befindet.  

 

 

Laut dem „Abkommen über die Rechtsstel-

lung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951“ 

(Genfer Flüchtlingskonvention) gilt eine 

Person als Flüchtling, die  

aus der begründeten Furcht vor Verfolgung 

wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, 

Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe oder wegen ihrer politischen Über-

zeugung sich außerhalb des Landes befindet, 

dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, und 

den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch 

nehmen kann oder wegen dieser Befürch-

tungen nicht in Anspruch nehmen will […].
3
 

 

Die Begriffsdefinition der Europäischen 

Union für irreguläre Migration lautet:  

Als irregulärer Migrant [Hervorhebung im 

Original] wird eine Person bezeichnet, die 

ohne ein gültiges Visum oder eine gültige 

Aufenthaltsgenehmigung in die EU kommt 

oder die nach Ablauf der Gültigkeit ihres Vi-

sums in der EU verbleibt. Dabei kann es 

sich um Asylsuchende handeln, aber auch 

um Personen, die lediglich wegen eines Ar-

beitsplatzes oder der Familie gekommen 

sind. 
4
  

 

2. Strategien und praktische Zusam-

menarbeit der EU mit ihren Nachbarn 

 

2.1 Interessen der EU 

 

Die EU hat sich zu einem globalen, hand-

lungsfähigen Akteur entwickelt, der sich 

den weltweiten Herausforderungen stellen 

muss. Gerade die Öffnung der Grenzen 

durch die Errichtung eines gemeinsamen 

                                                 
3 
The UN Refugee Agency / United Nations High 

Commissioner for Refugees (Hrsg.): Abkommen 

über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. 

Juli 1951, Genf 1951, S. 3, Artikel 1 Abs. 2, 

(http://www.unhcr.de/fileadmin/user_upload/doku

men-

te/03_profil_begriffe/genfer_fluechtlingskonventio

n/Genfer_Fluechtlingskonvention_und_New_Yorke

r_Protokoll.pdf, letzter Zugriff am 16.09.2012). 
4 
Castagnoli, Cristina: Einwanderungspolitik, o.O. 

2012, S.1, 

(http://www.europarl.europa.eu/ftu/pdf/de/FTU_4.1

2.3.pdf, letzter Zugriff am 16.09.2012). 

Binnenmarktes stellen sich als internes und 

externes Sicherheitsrisiko heraus.
5
 Jedoch 

ist „Sicherheit [...] eine Vorbedingung für 

Entwicklung“
6
, weshalb der beste Schutz 

für die Sicherheit der EU „eine Welt ver-

antwortungsvoll geführter demokratischer 

Staaten“
7
 ist. Auf Grundlage dieser Sicher-

heitsstrategie ist das Interesse der EU 

nachvollziehbar, auf den Transformations-

prozess in Tunesien Einfluss zu nehmen. 

Die EU strebt danach, einen „Ring sicherer 

Drittstaaten“
8
 um sich herum aufzubauen. 

Ziel ist dabei, Flüchtlingsströme und die 

illegale Migration in die EU weiter zu 

vermindern sowie Stabilität und Wohlstand 

in den angrenzenden Gebieten zu schaffen. 

Dieses neu entfachte Bestreben der EU 

zeugt davon, dass die EU die Theorie des 

„Demokratischen Friedens“ unterstützt. 

Sozialwissenschaftlerinnen und Sozialwis-

senschaftler haben allgemein anerkannt, 

dass Demokratien untereinander keine 

Kriege führen
9
, da sie durch Handel und 

Kooperation weitestgehend miteinander 

vernetzt sind und Kriege nicht möglich 

wären ohne dem eigenen Staat Schaden 

zuzufügen. Darüber hinaus können „Inter-

nationale Institutionen zwischen Demokra-

tien [...] Sicherheitsrisiken [minimieren] 

und [...] Vorwarnzeiten [schaffen]“
10

, die 

mögliche Konflikte schon vorher beheben. 

Folglich ergeben sich durch eine Demokra-

tisierung in der arabischen Welt neue Mög-

lichkeiten für die EU ihren Einfluss auf die 

                                                 
5
 Europäische Union (Hrsg.): Ein sicheres Europa 

in einer besseren Welt. Europäische Sicherheitsstra-

tegie, Brüssel 2003, S.1f. 
6
 Ebd. S.2. 

7 
Ebd. S.10. 

8
 PRO Asyl (Hrsg.): Pressekonferenz „20 Jahre 

PRO ASYL“. Einsatz gegen die europäische 

Flüchtlingsabwehrpolitik. „Der Einzelfall 

zählt“, Frankfurt/Main 2006, S.1,  

(http://www.proasyl.de/fileadmin/proasyl/fm_redak

teu-

re/WIR_UEBER_UNS/Geschichte/PE_7.9.2006_zu

_20_Jahren_Pro_Asyl.pdf, letzter Zugriff am 

06.09.2012). 
9
 Hasenclever, Andreas: Europa und der demokrati-

sche Frieden, Tübingen 2001, S.1f (http://tobias-

lib.uni-

tuebingen.de/volltexte/2001/274/pdf/tap38.pdf, 

letzter Zugriff am 06.09.2012). 
10

 Ebd. S.20. 
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Maghreb-Staaten auszudehnen und weitere 

Interessen im sicherheits- und wirtschafts-

politischen Bereich durchzusetzen. 

 

2.2 Die Migrationspolitik der EU 

 

Mit der Schaffung eines gemeinsamen 

Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 

Rechts im Zuge des „Schengen-

Abkommens“ 1985 und eines gemeinsa-

men Binnenmarktes durch die „Einheitli-

che Europäische Akte“ von 1986, ergab 

sich die Notwendigkeit eine gemeinsame 

Migrations- und Asylpolitik zu verfolgen. 

Den Aktionsrahmen bildete das 1999 für 

fünf Jahre eingesetzte „Tampere-

Programm“. Kernziele des Programms 

waren der Aufbau einer „Partnerschaft mit 

Herkunftsländern“
11

, um die Ursachen von 

ungewünschten Migrationsströmen auf-

grund von Armut, fehlender Beschäfti-

gungsmöglichkeiten und Verletzung von 

Menschenrechten etc. zu unterbinden.
12

 

Weitere Ziele waren die Schaffung eines 

„gemeinsame[n] europäische[n] Asylsys-

tem[s]“
13

(GEAS) und die „Steuerung von 

Migrations- und Fluchtbewegungen“
14

, die 

sowohl „Informationskampagnen in Her-

kunfts- und Transitländern über legale Ein-

reisemöglichkeiten“
15

 sowie Rückfüh-

rungsabkommen vorsieht, als auch eine 

Intensivierung der Zusammenarbeit bei 

Grenzkontrollen, Visapolitik und Bekämp-

fung von illegaler Migration.
16

 Das „Haa-

ger Programm“ im Zeitraum 2004–2009 

war die Fortführung der Ziele, die im 

„Tampere-Programm“ festgelegt wurden. 

Der Schwerpunkt des Haager Programms 

lag auf der Einrichtung eines gemeinsamen 

europäischen Asylsystems sowie auf dem 

Bekenntnis eines einheitlichen Rechtssta-

tus für Personen, die internationalen 

                                                 
11

 Haase, Marianne / Jugl, Jan C.: Asyl- und Flücht-

lingspolitik der EU, Berlin 2007, S.2, 

(http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-

migration/56551/asyl-fluechtlingspolitik?p=1, letz-

ter Zugriff am: 11.09.2012).  
12

 Vgl. ebd. 
13

 Ebd. 
14

 Ebd. 
15

 Ebd. 
16

 Vgl. ebd. 

Schutzes bedürfen.
17

 Das Hauptziel der 

Migrationspolitik der EU ist die Sicherheit 

in den EU-Mitgliedsstaaten zu gewährleis-

ten und sich vor unkontrollierten Migrati-

onsströmen zu schützen.
18

  

 

2.3 Die Ausgestaltung und Ziele der ENP 

 

Die Europäische Nachbarschaftspolitik 

geht aus der im Jahre 1995 entstandenen 

„Euro-Mediterranen Partnerschaft“ (EMP) 

im Rahmen des „Barcelona-Prozess[es]“ 

hervor. Das Ziel dieser Politik ist „die 

Schaffung eines Raumes des Friedens, der 

Stabilität und des gemeinsamen Wohlstan-

des“
19

. 

Die Euro-Mediterrane Partnerschaft setzt 

sich aus drei Körben zusammen: „Korb (1) 

die politische und Sicherheitspartnerschaft, 

Korb (2) die Wirtschafts-und Finanzpart-

nerschaft und Korb (3) die Partnerschaft 

im kulturellen, sozialen und menschlichen 

Bereich“.
20 

Weitere Ziele der EMP sind die 

Demokratisierung des Raumes, die Einbin-

dung der Zivilgesellschaft und die Recht-

staatlichkeit. 

Seit 2004 hat die EU ihre Außenpolitik zu 

ihren Nachbarn – auch im Zuge der EU-

Osterweiterung – neu ausgerichtet. Das 

ergänzende Konzept der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik (ENP) umfasst die 

16 unmittelbaren Nachbarn der EU: „Alge-

rien, Armenien, Aserbaidschan, Weißruss-

land, Ägypten, Georgien, Israel, Jordanien, 

Libanon, Libyen, Moldawien, Marokko, 

Syrien, Tunesien, Ukraine und das besetzte 

palästinensische Gebiet“.
21

 

                                                 
17

 Vgl. ebd.  
18

 Vgl.: Holz, Steffi: Europäische Migrationspolitik 

– harmonisierte Abwehr?, Peru 2006, 

(http://www.asa-

programm.de/aktiv/themen/migration/europaeische-

migrationspolitik.html , letzter Zugriff am 

06.09.2012). 
19

 Jünemann, Annette: Zehn Jahre Barcelona-

Prozess. Eine gemischte Bilanz, in: Aus Politik und 

Zeitgeschichte, 45 (2005), S.7-13. 
20

 Ebd. S.7. 
21

 Europäische Kommission (Hrsg.): Europäische 

Nachbarschaftspolitik. Was ist die Europäische 

Nachbarschaftspolitik?, Brüssel 2009 

(http://ec.europa.eu/world/enp/policy_de.htm, letz-

ter Zugriff am: 11.09.2012). 
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Hauptziel ist weiterhin die Absicherung 

von Wohlstand, Stabilität und Sicherheit in 

der Region, wobei die EU den Nachbar-

staaten engere Beziehungen anbietet. Diese 

basieren auf gemeinsam anerkannten Wer-

ten
22

 wie „Demokratie und Menschenrech-

te, Rechtstaatlichkeit, gute Regierungsfüh-

rung, marktwirtschaftliche Prinzipien und 

nachhaltige Entwicklung“
23

. Kern der ENP 

sind die bilateralen Aktionspläne der EU 

mit den jeweiligen Nachbarländern. In 

diesen Plänen wird eine Agenda von kurz- 

und mittelfristigen politischen und wirt-

schaftlichen Reformzielen festgelegt, die 

die Nachbarstaaten erfüllen müssen, um 

weitere Unterstützung durch die EU zu 

erhalten. Die ENP ist jedoch flexibler als 

die EMP, da sie individuell auf die einzel-

nen Länder abgestimmt ist. Dies wird vor 

allem durch die leistungsgebundene Mit-

telvergabe, dem 2011 als Antwort auf den 

arabischen Frühling neuen „more for mo-

re“-Ansatz, deutlich, der reformbereiten 

Ländern mehr finanzielle Hilfe und wirt-

schaftliche Zusammenarbeit zusichert.
24

  

 

2.4 Die ENP mit Tunesien vor 

der„Jasminrevolution“ (2004–2010) 

 

Grundlage der Zusammenarbeit zwischen 

den Mitgliedern der Europäischen Union 

und der Republik Tunesien war das 1998 

in Kraft getretene Assoziationsabkommen, 

das den „politischen Dialog“
25

 zwischen 

                                                 
22

 Vgl. ebd. 
23

 Ebd. 
24

 Vgl.: Lang, Kai-Olaf / Lippert Barbara: Zur Neu-

ausrichtung der ENP. Ein Liga-Modell nachbar-

schaftlicher Kooperation, in: Bendiek, Annegret / 

Lippert, Barbara / Daniela Schwarzer (Hrsg.): Ent-

wicklungsperspektiven der EU. Herausforderungen 

für die deutsche Europapolitik, SWP-Studien 2011, 

Berlin 2011, S. 109-115. 
25

 Europäische Union (Hrsg.): EUROPA-

MITTELMEER-ABKOMMEN zur Gründung einer 

Assoziation zwischen der Europäischen Gemein-

schaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 

Tunesischen Republik andererseits. 

21998A0330(01), Amtsblatt Nr. L 097 vom 

30/03/1998 S. 0002 – 0183, (http://eur-

lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CEL

EX:21998A0330%2801%29:DE:HTML, letzter 

Zugriff am 07.09.2012). 

den Vertragspartnern fördern sollte und 

alle Themenbereiche umfasst, die von ge-

meinsamen Interessen geprägt sind, so zum 

Beispiel in den Bereichen Handel, Wirt-

schaft und Kultur und Soziales.
26

 Tunesien 

war eines der ersten Länder der Mittel-

meer-Anrainer, die einen Assoziationsver-

trag mit der EU abgeschlossen haben. 

Auf dieser Grundlage baut die Europäische 

Nachbarschaftspolitik mit ihrem Aktions-

plan von 2004 und den dazugehörigen 

Länderberichten auf. In der Einleitung 

wird speziell auf die Achtung der Prinzi-

pien des Menschenrechtsschutzes und der 

Rechtstaatlichkeit hingewiesen.
27

 Im Rah-

men der Migrationspolitik wurden in dem 

Vertrag bestimmte Prinzipien festgelegt. 

Zunächst sind internationale Standards 

anzuerkennen (Genfer Flüchtlingskonven-

tion von 1951 und das erste Protokoll von 

1967) und in die nationale Rechtsetzung 

einzugliedern. Des Weiteren soll ein 

„capacitybuilding“ im Verwaltungsbereich 

das Stellen eines Asylantrages vereinfa-

chen und im Grenzschutzbereich sollen 

dadurch die Grenzkontrollen u.a. auch 

durch neue Überwachungssysteme opti-

miert werden. Darüber hinaus wird die 

Möglichkeit geboten über Visa-

Liberalisierungen zu diskutieren. Es wird 

auch eine verstärkte Kooperation mit Her-

kunfts-und Transitländern angestrebt, um 

die Migration in und von den Mittelmeer-

Anrainerstaaten einzugrenzen. Als zentra-

ler Punkt im Vertrag mit Tunesien gilt es, 

die illegale Migration nach und via Tune-

sien einzugrenzen, z. B. durch Rücküber-

nahmeabkommen mit Herkunfts- und 

Transitländern.
28

 

Der EU-Mitgliedstaat Italien hatte bereits 

1999 mit Tunesien unter Ben Ali ein 

Rückübernahmeabkommen ausgehandelt, 

weshalb bis zu den Umbrüchen Anfang 

                                                 
26 

Ebd. Artikel 1-4. 
27 

Vgl.: Europäische Union (Hrsg.): EU/Tunisia 

Action Plan, Brüssel 2004, S.1 

(http://ec.europa.eu/world/enp/pdf/action_plans/tuni

sia_enp_ap_final_en.pdf, letzter Zugriff am 

07.09.2012). 
28 

Vgl. ebd. S.18f. 
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2011 kaum illegale Migrationsbewegungen 

von Tunesien ausgingen.
29

 

Darüber hinaus wurde die Grenzüberwa-

chung in Europa sowie in Tunesien vor 

allem durch neue Überwachungs- und 

Kontrolltechnologien optimiert und eine 

bessere Ausbildung der (tunesischen) 

Grenzschützer ermöglicht, um illegale 

Einwanderung weiter einzudämmen. Wie 

auch schon im Aktionsplan der ENP mit 

Tunesien zum Ausdruck kommt, sollen der 

Informationsaustausch und das „capacity-

building“ Migrationsströme kontrollieren 

und überwachen. Dabei liegt die Priorität 

der EU bei der Kooperation im Bereich der 

illegalen Migration, die durch einen ver-

besserten Grenzschutz und Rückübernah-

meabkommen vermieden werden soll. Dies 

zieht eine „Exterritorialisierung“ der EU-

Sicherheitspolitik nach sich, da die EU auf 

Nachbarländer wie Tunesien den Schutz 

ihrer Grenzen überträgt.
30

 Aus der autoritä-

ren Politik unter Ben Ali und dem repres-

siven Sicherheitsapparat
31

 lässt sich ablei-

ten, dass dies einen aus EU-Sicht effekti-

ven Grenzschutz nach sich zog. Im Gegen-

zug wurden dafür massive Menschen-

rechtsverletzungen sowie die Unwilligkeit 

bei Reformen zur Rechtsstaatlichkeit und 

Demokratie hingenommen.
32

 

                                                 
29

 Vgl.: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

(Hrsg.): Blickpunkt Tunesien. Politische Entwick-

lung und aktuelle Lage, Berlin 2011, S.13. 
30

 Vgl.: Bilgiç Ali / Bilgin, Pinar: Consequences of 

European Security Practices in the Southern Medi-

terranean and Policy Implications for the EU, in: 

IN: EX Policy Brief, Nr. 11, Brüssel 2011, S.3. 
31

 Vgl.: Arieff, Alexis: Political Transition in Tuni-

sia, Washington 2012, Summary, 

(http://www.fas.org/sgp/crs/row/RS21666.pdf, 

letzter Zugriff am 11.09.2012). 
32

 Vgl.: International Federation for Human Rights 

(FIDH) (Hrsg.): EU-Tunisia Association Council. 

Stop trading Human Rights for security, Brüssel 

2002 (http://fidh.org/EU-TUNISIA-

ASSOCIATION-COUNCIL, letzter Zugriff am: 

08.09.2012). 

3. Die Umbrüche in Tunesien und deren 

Auswirkungen  
 

3.1 Hintergründe der Revolution in Tune-

sien 

 

Auslöser der sogenannten „Jasminrevoluti-

on“ in Tunesien war die Selbstverbrennung 

des jungen Gemüsehändlers Mohammed 

Bouazizi und die darauf folgenden Solida-

ritäts- und Protestbewegungen, die sich 

über das ganze Land ausbreiteten. Die Hin-

tergründe, die zu dieser immensen Pro-

testwelle führten, waren vor allem die wirt-

schaftlich prekäre Lage in Tunesien und 

die staatliche Repression und Willkür
33

. 

Die Verzweiflungstat von Bouazizi wurde 

von vielen Tunesiern als Weckruf empfun-

den, gegen die staatlichen Ungerechtigkei-

ten vorzugehen und sich nicht wie in frühe-

ren Protesten vom Regime unterdrücken zu 

lassen. In Tunesien gingen zu Beginn der 

Proteste zwei unterschiedliche Bevölke-

rungsgruppen auf die Straße. Einerseits 

junge, gebildete, aber arbeitslose Jugendli-

che aus dem städtischen Bereich, die sich 

über soziale Netzwerke wie Twitter oder 

Facebook formierten. Andererseits „sozial, 

konfessionell, ethnisch oder regional dis-

kriminiert[e] Gruppen“
34

 aus den ländli-

chen Gebieten. Aufgrund dieser breiten 

Unterstützung in der Bevölkerung war die-

se Revolution so erfolgreich. Angesichts 

der unterschiedlichen Bevölkerungsgrup-

pen waren auch die Forderungen sehr um-

fassend: von materiellen Ansprüchen, wie 

bessere Versorgung mit Lebensmitteln, 

Wohnungen und Energie, über verbesserte 

Dienstleistungen und Arbeitsmöglichkeiten 

bis hin zu Reformen des Staatswesens, die 

Demokratie, Gewaltenteilung und zuver-

lässige Institutionen betreffen.
35

 Dieser 

breite Druck der Bevölkerung endete 

schließlich im Sturz des Regimes Ben Alis. 

 

                                                 
33

 Vgl.: Rosiny, Stephan: Ein Jahr „Arabischer 

Frühling“. Auslöser, Dynamiken und Perspektiven, 

in: GIGA Focus, Nummer 12 (2011), S. 2-4. 
34

 Ebd. S.4. 
35 

Ebd. 
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3.2 Tunesien nach Ben Ali und die 

Flüchtlingswellen nach Europa 

 

Tunesien befand sich während und unmit-

telbar nach den Protesten in einer prekären 

Sicherheitslage, da das staatliche Gewalt-

monopol durch ein politisches Machtvaku-

um praktisch nicht mehr existierte. Viele 

Polizisten erschienen nicht mehr zur Ar-

beit, was zu einem Zusammenbruch des 

Grenzschutzes führte, den viele Tunesier, 

aber auch Schwarzafrikaner, zur Ausreise 

nach Italien nutzten.
36

 Im Jahr 2011 ge-

langten 28.000 tunesische Flüchtlinge über 

das Mittelmeer nach Italien und insgesamt 

58.000 Flüchtlinge von Nordafrika mit 

Booten nach Europa.
37

 Der Großteil dieser 

Flüchtlinge waren Armutsflüchtlinge, die 

nicht durch die Genfer Flüchtlingskonven-

tion geschützt sind und deswegen als irre-

guläre Migranten zählen. Das führt dazu, 

dass die EU-Mitgliedstaaten diese Men-

schen nicht aufnehmen müssen, da sie we-

der durch Terror, noch Krieg oder ähnli-

ches in ihren Heimatstaaten bedroht sind.
38

 

Diese immense Anzahl an Flüchtlingen 

und Migranten bewirkte 2011 eine weitere 

Abschottung der Außengrenzen Europas. 

„Europa schützt die Grenzen, aber nicht 

die Flüchtlinge“
39

, dieses Zitat aus einem 

Kommentar von Heribert Prantl beschreibt 

                                                 
36

 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

(Hrsg.): Blickpunkt Tunesien. Politische Entwick-

lung und aktuelle Lage, Berlin 2011, S. 2f. 
37

 Vgl.: UNHCR (Hrsg.): Mediterranean takes re-

cord as most deadly stretch of water for refugees 

and migrants in 2011, Genf 2012, 

(http://www.unhcr.org/cgi-

bin/texis/vtx/search?page=search&docid=4f27e01f

9&query=tunisian%20refugees%202011#, letzter 

Zugriff am 11.09.2012). 
38

 Vgl.: Laux, Andreas: EU-Flüchtlingspolitik. 

Europa macht es sich zu einfach, in: Focus Online 

vom 15.02.2011, 

(http://www.focus.de/politik/ausland/tid-21365/eu-

fluechtlingspolitik-europa-macht-es-sich-zu-

einfach_aid_600306.html, letzter Zugriff am 

08.09.2012). 
39

 Prantl, Heribert: Europäische Flüchtlingspolitik. 

Gestorben an der Hoffnung, in: Süddeutsche.de 

vom 04.08.2011, 

(http://www.sueddeutsche.de/politik/europaeische-

fluechtlingspolitik-gestorben-an-der-hoffnung-

1.1128073, letzter Zugriff am 11.09.2012). 

die EU-Migrationspolitik aus der Perspek-

tive des Kritikers sehr gut. Daraus kann 

man folgern, dass Europa Flüchtlinge und 

Migranten eher als sicherheitspolitisches 

Risiko sieht, denn als Menschen in einer 

Notsituation.  

 

3.3 Die Migrationspolitik der ENP nach 

der Revolution (2011–2012) 

 

Die grundlegenden Umbrüche in Tunesien 

und anderen Staaten der MENA-Region 

sowie die Überprüfung der Effektivität der 

Europäischen Nachbarschaftspolitik haben 

zu einem neuen Ansatz der ENP geführt. 

Dieser wurde in einer gemeinsamen Mittei-

lung der Europäischen Kommission und 

der Hohen Vertreterin der Europäischen 

Union für Außen-und Sicherheitspolitik 

vorgestellt. Der neue Ansatz basiert auf 

„einer gegenseitige[n] Rechenschafts-

pflicht und eine[r] gemeinsame[n] Ver-

pflichtung zur Achtung universeller Werte 

wie Menschenrechte, Demokratie und 

Rechtstaatlichkeit“
40

. Darüber hinaus be-

stehen im Gegensatz zum alten Ansatz der 

ENP Bedingungen, die Staaten erfüllen 

müssen, um von der EU unterstützt zu 

werden. Hier greift der „more for more“-

Ansatz, der besagt, dass Staaten, die be-

deutende Fortschritte in ihren Reformen 

hin zu mehr Demokratie und Rechtstaat-

lichkeit vorweisen können, mehr Unter-

stützung von der EU bekommen. Die Un-

terstützung durch die EU ist sehr vielfältig 

und auf verschiedenen Ebenen angesetzt. 

So zum Beispiel im Bereich des Institutio-

nenaufbaus, der Mittel für die Entwicklung 

im sozialen und wirtschaftlichen Bereich, 

hinsichtlich des Zugangs zum EU-

Binnenmarkt und der Erleichterung der 

Mobilität. Grundlage für die Mittelzuwei-

sung ab 2014 an die Länder werden die 

Fortschrittsberichte bzw. die Reformbilan-

zen der Jahre 2010–2013 sein, um den 

                                                 
40

 Europäische Kommission / Hohe Vertreterin der 

Europäischen Kommission für Außen-und Sicher-

heitspolitik (Hrsg.): Gemeinsame Mitteilung KOM 

(2011) 303: Eine Neue Antwort auf eine Nachbar-

schaft im Wandel. Eine Überprüfung der Europäi-

schen Nachbarschaftspolitik, Brüssel 2011, S.2. 
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„more for more“-Ansatz auch effektiv um-

setzen zu können. Zentrale Eckpfeiler auch 

im Hinblick auf die Migrationspolitik der 

EU sind dabei die Unterstützung der Ent-

wicklung der Zivilgesellschaft als Trägerin 

der Demokratie, eine Intensivierung der 

Zusammenarbeit im (sicherheits-) politi-

schen Bereich, nachhaltiges Wirtschafts-

wachstum und die Zusammenarbeit im 

Bereich Migration und Mobilität.
41

 

Bei Letzterem liegt das Augenmerk neben 

der Bekämpfung der irregulären Migration 

auf einem effektiven Grenzmanagement 

und dem Aufbau von Kapazitäten und 

Rechtssicherheit im Asylbereich als 

Grundvoraussetzungen für eine weitere 

Mobilitätspartnerschaft.
42

 Daraus lässt sich 

erkennen, dass die neuen Pläne alte Ziele 

verfolgen: Oberste Priorität bleibt die Be-

kämpfung der irregulären Migration von 

Armutsflüchtlingen als sicherheitspoliti-

sche Prämisse. Der neue Ansatz dient da-

zu, die Versäumnisse der EU bei Men-

schenrechtsverletzungen unter den alten 

Regime durch finanzielle Hilfen wieder 

auszugleichen und die jetzigen Regierun-

gen zum Abschluss von neuen bilateralen 

Abkommen zur Rückübernahme zu bewe-

gen. Außerdem dient der Institutionenauf- 

und -ausbau im Bereich Migration und 

Asyl einer weiteren „Exterritorialisierung“. 

Flüchtlinge können zukünftig in einem 

dann demokratischen und menschenrechts-

freundlichen Tunesien ihren Asylantrag 

stellen. Europa wäre so vor Flüchtlingen 

und unerwünschten Migranten geschützt. 

 

3.4 Die Mobilitätspartnerschaft 

 

Seit Ende 2011 laufen Verhandlungen zwi-

schen der EU und Tunesien über den Ab-

schluss einer Mobilitätspartnerschaft. Tu-

nesien ist das erste Land der südlichen 

Nachbarländer, mit dem Verhandlungen 

geführt werden.
43

 

                                                 
41

 Vgl. ebd. S.3-15. 
42

 Vgl. ebd. S.14. 
43

 Vgl.: Tunesien / Hohe Vertreterin der Europäi-

schen Union für Außen-und Sicherheitspolitik 

(Hrsg.): Abschlusserklärung der Tunesien - EU 

Task Force, Tunis 28./29.09.2011,S.6 

Die Mobilitätspartnerschaft soll den „Ge-

samtansatz Migration“ der EU in die Pra-

xis umsetzen. In dieser Partnerschaft wer-

den alle Maßnahmen zusammengefasst, die 

einerseits die reguläre Migration zwischen 

den Ländern, z.B. durch Visa-

Liberalisierungen, fördern, und anderer-

seits die Grenzkontrollen optimieren und 

die irreguläre Migration weiter eindäm-

men. Dabei spielen die ausgehandelten 

Rückübernahmeabkommen mit den Nach-

barländern eine zentrale Rolle, da diese 

Zugeständnisse Grundvoraussetzung für 

weitere Verhandlungen über Visa-

Liberalisierungen sind.
44

 Ein demokrati-

sches Tunesien mit gut ausgebildeten 

Fachleuten – auch durch das europäische 

Hochschulprogramm TEMPUS
45

 oder 

Erasmus MUNDUS
46

 gefördert – könnte 

für die EU zukünftig die Ressourcenquelle 

sein, um dem Fachkräftemangel in der 

Union entgegenzuwirken. Ansätze hierfür 

lassen sich schon in den vorgeschlagenen 

Visaerleichterungen feststellen, die die EU 

für bestimmte Personengruppen festgelegt 

hat. Hiervon sollen insbesondere Wissen-

schaftler, Studierende und Geschäftsleute 

profitieren, deren Potential auch einen 

Mehrwert für die EU darstellt.
47

 

 

                                                                       
(http://eeas.europa.eu/tunisia/docs/20110929_taskfo

rce_en.pdf, letzter Zugriff am: 09.09.2012). 
44

 Vgl.: Europäische Kommission / Hohe Vertrete-

rin der Europäischen Kommission für Außen-und 

Sicherheitspolitik, Gemeinsame Mitteilung KOM 

(2011) 303: Eine Neue Antwort auf eine Nachbar-

schaft im Wandel, Brüssel 2011,a.a.O.,S.14f. 
45

 TEMPUS ist ein europäisches Hochschulpro-

gramm, das mit Hochschulen aus verschiedenen 

Partnerländern zusammenarbeitet, um die Qualität 

der ausländischen Hochschulen an den EU-Stand 

anzupassen und diese zu modernisieren. 
46

 Erasmus Mundus External Co-operation Window 

(EM ECW) soll den Austausch von Personen, Wis-

sen und Fähigkeiten von EU- Hochschulen und 

Hochschulen aus Drittländern fördern. Dazu dienen 

v.a. erleichterte Mobilitätsgrundlagen für Studenten 

und Akademiker und Partnerschaften zwischen den 

Hochschulen. 
47

 Vgl.: Europäische Kommission / Hohe Vertrete-

rin der Europäischen Kommission für Außen-und 

Sicherheitspolitik, Gemeinsame Mitteilung KOM 

(2011) 303: Eine Neue Antwort auf eine Nachbar-

schaft im Wandel, Brüssel 2011,a.a.O., S.14. 
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3.5 Kritik an der Mobilitätspartner-

schaft 

 

Voraussetzung für die Mobilitätspartner-

schaft ist die umfassende Verpflichtung 

Tunesiens über die Rücknahme von irregu-

lären Migranten aus der EU, die gemein-

same Grenzkontrolle mit FRONTEX
48

 und 

die Kontrolle der Migrationsströme. Im 

Gegenzug besteht die Möglichkeit von 

Visaerleichterungen für bestimmte Perso-

nengruppen im Bereich der Arbeitsmigra-

tion, die auf die Bedürfnisse der einzelnen 

Mitgliedstaaten angepasst sind.
49

 Daraus 

wird erkennbar, dass die Mobilitätspartner-

schaft keinesfalls auf eine gleichrangige 

Partnerschaft zwischen EU und Drittstaat 

abzielt, sondern lediglich darauf, eine po-

tentielle Migration zwischen Staatsbürgern 

der Partnerstaaten besser zu regeln.
50

 Die 

politische Konditionalität und vor allem 

der „more for more“-Ansatz setzen dabei 

kaum auf eine Förderung und Intensivie-

rung der Beziehungen mit Ländern, die 

Fortschritte in ihrem Menschen- und Mig-

rantenrechtsschutz machen, sondern auf 

Länder, die an der Seite der EU erfolgreich 

gegen die illegale Migration kämpfen. Die 

EU gibt damit kaum Anreize, die funda-

mentalen Menschenrechte und die Rechte 

von Migranten und Asylbewerbern zu 

schützen.
51

 Im Bereich der Migration lässt 

sich bei der ENP und auch bei der Mobili-

tätspartnerschaft keine wesentliche Ände-

rung der EU-Politik feststellen. Der Fokus 

liegt nach wie vor auf Grenzkontrollen und 

der Bekämpfung illegaler Migration und 

                                                 
48

 FRONTEX ist eine Europäische Agentur für die 

operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen 

der Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Sie 

koordiniert die operative Zusammenarbeit zwischen 

Mitgliedstaaten, unterstützt diese bei der Ausbil-

dung von Grenzschutzbeamten, erstellt Risikoana-

lysen und unterstützt Mitgliedstaaten an den Au-

ßengrenzen, sofern diese zum Schutz der Grenzen 

Hilfe benötigen. 
49

 Vgl.: Euro-Mediterranean Human Rights Net-

work, Statement (Hrsg.): EU Mobility Partnerships 

with Tunisia and Morocco. Guarantees for the re-

spect of rights must be a prerequisite to any agree-

ment, o.O. 2012, S.1. 
50

 Vgl. ebd. S.9f. 
51

 Vgl. ebd. S.7f. 

geht bei beiden Partnern zu Lasten von 

Menschenrechten und Flüchtlingsschutz.
52

 

 

4. Schlussfolgerung 

 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, 

dass der neue Ansatz der ENP im Wesent-

lichen keine Änderung der Migrationspoli-

tik der EU in naher Zukunft erkennen lässt. 

Die Verhandlungen zur Mobilitätspartner-

schaft mit Tunesien sind eher Vorwand, 

um die eigentliche Prämisse der EU, Si-

cherheit vor Flüchtlingsströmen und irre-

gulärer Migration, abzusichern. 

Die Unterstützung des demokratischen 

Wandels und der wirtschaftliche Aufbau in 

Tunesien ist Teil dieser Prämisse. Tunesien 

muss sich als demokratischer Staat ver-

pflichten, Menschenrechte und den Flücht-

lingsschutz einzuhalten sowie Kapazitäten 

aufzubauen, um Asylbewerber aufzuneh-

men. Erst dann kann es weitere finanzielle 

Hilfen der EU in Anspruch nehmen. Die 

EU baut dadurch an ihrer südlichen Peri-

pherie eine „Pufferzone“ auf, die sie vor 

ungewollten Migranten und Flüchtlingen 

schützt und erkauft sich durch die finanzi-

elle Unterstützung Tunesiens eine ausgela-

gerte Einwanderungskontrolle.
53

 Das lang-

fristige Ziel der EU – Demokratieförde-

rung in der Nachbarschaft – wird zum 

Druckmittel, um die kurzfristigen sicher-

heitspolitischen Ziele durchsetzen zu kön-

nen.  

Bei einer positiv verlaufenden Transforma-

tion Tunesiens, auch nach den aktuellen 

Ausschreitungen und dem Rücktritt des 

Premierministers Hamadi Jebali
54

, besteht 

für Tunesien die Möglichkeit, dass zukünf-

tig eine wirkliche Mobilitätspartnerschaft 

aufgebaut werden kann, von der beide Sei-

                                                 
52

 Vgl. ebd. S.7. 
53

 Lutterbeck, Derek / The Geneva Centre for Secu-

rity Policy (Hrsg.): Essay: Policing Migration in the 

Mediterranean, in: Mediterranean Politics, Genf 

März 2006, Vol. 11, No.1, S.59-82, S.73. 
54

 Vgl. Al Jazeera (Hrsg.): Tunisia at a crossroads? 

How will Prime Minister Jebali's resignation affect 

the country's transition to democracy? in: Al 

Jazeera.com Inside Story vom 22.02.2013,  
(http://www.aljazeera.com/programmes/insidestory/2013/

02/201322285527964916.html, letzter Zugriff am 

01.03.2013). 
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ten gleich profitieren. Denn die EU muss 

ihre Migrationspolitik gegenüber den süd-

lichen Nachbarn ändern, um auch zukünf-

tig wettbewerbsfähig zu bleiben. Aufgrund 

des demographischen Wandels in der Uni-

on ist diese auf die jungen Gesellschaften 

aus dem Süden angewiesen, um ihren 

Mangel an Arbeitskräften ausgleichen zu 

können. Allerdings droht die erfolgreiche 

Transformation in Tunesien aufgrund der 

aktuellen Vorkommnisse und wegen der 

Enttäuschung in der Bevölkerung zu schei-

tern. Die neue Ausrichtung der ENP und 

der Aufbau von potentiellen „mobility 

partnerships“ mit Tunesien und anderen 

nordafrikanischen Staaten bleibt bei der 

derzeitigen Lage ein Wunschdenken aller 

Beteiligten. Für jede weitere Entwicklung 

nimmt die Sicherheitslage in Nordafrika 

eine Schlüsselstellung ein.  
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